
 

1 
 

 

 

03. Juli 2015 ƴ 29. Ausgabe 

 

Liebe Leserinnen und Leser,  

 

während in Nordrhein -Westfalen schon die Ferien begonnen haben, befindet sich 

der Politikbetrieb in  Berl in auf der Zielgeraden 

Richtung Sommerpause. Ein guter Anlass, um auf das 

erst e Halbjahr 2015 zurückzublicken : Ein besonderer 

Schwerpunkt der letzten Wochen lag für mich  als 

Abgeordnete r aus NRW im Einsatz für eine finan zielle 

Entlastung der Städte und Gem einden . Um 

Daseinsvorsorge und Investitionen vor Ort zu sichern, 

haben wir zudem ein milliardenschweres 

Entlastungspaket für Kommunen durchgesetzt. Dies 

wird über neue Investitionen in  Infrastruktur und 

Bildung ganz konkret i n Nordrhein -Westfalen zu 

spüren  sein . 

Die SPD -Bundestagsfraktion ist weiterhin die prägende politische Kraft in der 

Großen Koali tion. Ob Frauenquote, Mietpreis bremse, höheres Wohngeld und mehr 

Geld für Familien und Alleinstehe nde, Kitaplätze und BAföG. Die  

Sozialdemokratinnen un d Sozial demokraten haben für viele Vorhaben gekämpft, die 

das Leben der Menschen verbessern . Gleichzeitig wird mit ein em ausgeglichenen 

Haushalt sichergestellt, dass Deutschland nicht länger auf Kosten unserer Kinder 

und Enkelkinder lebt . Ich finde, diese Zwischen bilanz kann sich sehen lassen.  

 

 

Abbruch der Verhandlungen durch Griechenland verantwortungslos  

 

Monatelang haben die europäischen Institutionen mit Griechenland um eine tragfä hige 

Grundlage gerung en, damit das zweite Hilfspaket  fortgesetzt werden kann. Und obwohl die 

Gläubiger Griechenland sehr weit entgegen gekommen sind und eine Einigung greifbar war, 

hat Griechenland die Verhandlungen abrupt beendet. Mit diesem verantwortungslosen 

Taktieren schadet die griechische Regierung v or allem der eigenen Bevölkerung. Nicht nur, 

weil die Griechinnen und Griechen bei einer möglichen Staatspleite massive Einschnitte 

erleiden, sondern auch weil dadurch mutwillig der Erfolg ihrer bisherigen Anstrengungen 

aufs Spiel gesetzt wird.  Solidarität  ist das Fundament der Europäischen Union. Solidarität 

kann allerdings nur derjenige einfordern, der bereit ist, selbst Verantwortung für sein 

Handeln zu übernehmen . 
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Gegen dieses grundlegende Prinzip hat die griechische Regierung nun fundamental 

verstoßen. Sie ist erkennbar nicht willens, notwendige Reformen im Gegenzug für weitere 

Hilfen in die Wege zu leite n. Deshalb haben sich alle übri gen 18 Euro -Staaten zu Recht 

geschlossen dazu e ntschieden, das zweite Hilfspro gramm nicht zu verlängern. Weite re 

Hilfen sind  nur zu verantworten, wenn Grie chenland endlich Staatswesen und Wirtschaft 

mode rnisiert. Und dadurch die 

Grund lage schafft, dass das Land 

nicht dauerhaft auf fremde Hilfe 

angewiesen ist.  

 

Jede Regierung hat das Recht, das 

Volk in einem Refer endum über seine 

Zukunft entscheiden zu lassen. Aber 

genauso muss die Entschei dung aller 

anderen demo kratisch gewählten 

Regierungen der Eurozone respekt iert 

werden. Die grie chische Regierung hat Griechenland und die Euro zone in eine schwierige 

Lage ma növri ert. Umso wichtiger ist es, dass alle anderen Beteiligten Vernunft bewahren. 

Es gilt, den Schaden für Europa wie auch für die gr iechische Bevölkerung zu begren zen. Die 

Euro -Staaten haben Griechenland klar sig nalisiert, dass die Tür für kon struktive 

Verhand lungen weiter offen steht. Jetzt ist Griechenland am Zug.  Es bleibt zu hoffen, dass 

die griechische Bevölkerung in dem nun anstehenden Referendum mit einer 

verantwortungsvollen Entscheidung die ausgestreckte Hand ergreift. Die 

Bundesregierung betont, dass die Türen für Verhandlungen mit Athen offen 

bleiben.    

 

Positionspapier der SPD - Fraktion zur Industrie 4.0  

Der Begriff Industrie 4.0  ist in aller Munde, aber es wird längst nicht immer dasselbe 

darunter verstanden. Ein Positionspapier der SPD -Bundestagsfraktion beschreibt die 

Chancen dieser vierten indus triellen Revolution. Aus Sicht der SPD -Bundestagsfraktion ist 

Industrie 4.0 ein Megatrend, der klassische Geschäftsmodelle und -prozesse verändern und 

neue schaffen wird. Denn es geht um die vollständige Digitalisierung von 

Produktionsprozessen, bei denen nicht mehr nur Mensch und Maschine miteinander 

interagieren, sondern auch Maschinen und Produkte untereinander kommunizieren.  Für die 

deutsche Industrie mit ihren breiten Wertschöpfungsketten bietet die vierte 

industrielle Revolution große Chancen. Für die  SPD-Bundestagsfraktion ist dabei 

wichtig, dass künftig der Mensch  in den intelligenten Fabriken in den Mittelpunkt der 

Debatte rückt. Hier das vollständige Pos itionspapier .  

http://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2015/kw27_de_griechenland/381040
http://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2015/kw27_de_griechenland/381040
http://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2015/kw27_de_griechenland/381040
http://www.spdfraktion.de/themen/industrie-40-gestalten
http://www.spdfraktion.de/sites/default/files/ansicht_02_2015_industrie_4.0.pdf
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Rücknahme von Elektro - Altgeräten  verbessern  

 

Die Menge der zu entsorgenden 

Elektrogeräte ist in den vergangenen 

Jahren stetig gewachsen, denn 

Elektronikgeräte haben eine immer kürzere 

Lebensdauer.  

Aber die Ressourcen der in ihnen 

enthaltenen Rohstoffe sind endlich. Deshalb 

müssen wir mehr Altgeräte  sammeln, 

Edelmetalle und seltene Erden besser 

zurückgewinnen und die illegale Entsorgung von Elektroaltg eräten eindämmen. Dazu wurde  

in dieser Woche abschließend eine Novellierung des Elektro -  und Elektronikgerätegesetzes 

beraten. Indem der Handel und a uch der O nline -Handel mit in die Rücknahmepflicht  

genommen wird, wird die Entsorgung von Elektroaltgeräten für 

Bürgerinnen und Bürger in Zukunft  einfacher. Außerd em 

werden  die Sammelziele  erhöht .  Dem illegalen Export von 

Elektroschrott soll durch das Einführen einer Beweislastumkehr 

Einhalt geboten werden.  

In meiner gestrigen Rede  im Deutschen Bundestag habe ich 

bet ont, dass es nicht sein kann, dass deutscher Elektroschrott 

illegal auf Deponien in Afrika landet, wo er unsachgemäß 

recycelt wird und so Giftstoffe in Boden, Luft und Wasser 

entweichen.  

 

 

Besuch Aurubis Werk Lünen  

 

In der vergangenen  Woche konnte ich in Lünen die neue Lei terin des Aurubis Werks , Astrid 

Herbers (2. v. re.) , kennenlernen. Sie ist eine 

echte Lünerin und mit dem Herzen dabei.  

Gemeinsam  mit Christian Coesfeld, Recycling 

Raw Materials (nicht auf dem Bild), Dr. Hendrik 

Roth, Leiter Umweltschu tz Werk Lünen und 

Marie -Christine von Hahn, Leiterin 

Konzernrepräsentanz Berlin , konnten wir die 

Gelegenheit nutzen, auf die verschiedenen 

aktuellen bundespolitischen Themen 

einzugehen und umweltpolitisch relevante 

Punkte zu diskutieren.  

http://dip21.bundestag.de/dip21/btd/18/049/1804901.pdf
http://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2015/kw27_ak_elektrogeraete/379932
http://michael-thews.com/reden/
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Sterbehilfe gesetzlich regeln  

 

Es gibt Menschen, die den Zeitpunkt ihres Aussc heidens aus dem Leben durch Sui zid selbst 

bestimmen möchten. Sie wenden sich z ur Unterstützung auch an Angehö rige, Ärzte oder 

Sterbehilfevereine. Über die Frage, ob d iese Sterbehilfe straffrei blei ben soll, wird der 

Bundestag in diesem Jahr entscheiden. Nach gegenwärtiger Rechtslage ist die passive 

Sterbehilfe in Deutschla nd erlaubt, wenn sie dem erklär ten Wille n des Patienten entspricht. 

Die aktive Sterbehilfe (Töten auf V erlangen z.B. mithilfe einer tödlichen Substanz) ist 

hingegen strafbar. Der assistierte Suizid, also die Hilfe zur Selbsttötung ist nicht verboten, 

kann aber strafbar sein bei Mitwirkung an einem  nicht freiverantwortlichen Suizid.  

Ein Strafbarkeitsrisiko  besteht hier auch für Ärzte, wenn diese die Rettung eines 

handlun gsunfähigen Sterbenden unterlas sen. In dieser Sitzungswoc he wurde  über 

verschiedene fraktionsübergreifende Gesetzentwürfe  zur Regelung der 

sogenannten Sterbehilfe  beraten . Alle Gesetzesentwürfe eint, dass aktive Sterbehilfe 

weiterhin strafbar und die kommerzielle Sterbehilfe, die auf Gewinnerzielung au sgerichtet 

ist, verboten bleibt . Da d ie Sterbehilfe nicht nur eine juristische und medizinische, sondern 

vor allem auch eine ethische Frage ist, wird die Fraktionsdisziplin aufgehoben.  Ich habe 

mich dem Antrag der Abgeordneten Dr. 

Carola Reimann, Peter Hi ntze, Prof. Dr. 

Karl Lauterbach  und anderen  angeschlossen.   

 

 

Gute Kran kenhausversorgung  

 

Mit dem vorliegenden Gesetzentwurf, der auf 

zwischen Bund und den Ländern ver einbarten 

Eckpunkten v on Dezember 2014 basiert,  wir d eine 

im Koalitionsver trag vereinbarte Krankenhausreform um gesetzt . Vor dem Hin tergrund 

demografischer Ver änderungen und dem medizintechnischen Fortschri tt soll auch künftig 

in Deutsch land eine gut erreic hbare, qualitativ hochwertige  Krankenhausversorgung 

sicherge stellt sein. Gute Versorgung und Pflege im Krankenhaus können nur gelingen, wenn 

Ärztinnen und Ärzte sowie Pflegepersonal nicht dauerhaft überlastet sind. Deshalb soll en im 

Rahmen eines Pflegestel lenförderprogramm insgesamt 660 Millionen Euro zur Verfügung 

gestellt werden, damit Krankenhäuser mehr Pflegekräfte einstellen können, z.B. für die 

Betreuung von demenzkranken und pflegebedürftigen Patienten. Mit einem Strukturfonds 

sollen die Länder zudem  unterstützt werden, notwendige Umstrukturierungen zur 

Verbesserung der Verso rgung voranzubringen. Dafür wer den bis zu 500 Millionen Euro aus 

der Liquiditätsreserve zur Verfügung gestellt, wenn sich die Länder in gleicher Höhe 

beteiligen.  

 

http://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2015/kw27_de_sterbebegleitung/379944
http://www.carola-reimann.de/images/stories/2015/Suizidhilfegesetz_Reimann_Hintze_Lauterbach_Lischka.pdf
http://www.carola-reimann.de/images/stories/2015/Suizidhilfegesetz_Reimann_Hintze_Lauterbach_Lischka.pdf
http://www.carola-reimann.de/images/stories/2015/Suizidhilfegesetz_Reimann_Hintze_Lauterbach_Lischka.pdf
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ElterngeldPlus :  

Am Dienstag, 1. Juli, trat das ElterngeldPlus  in Kraft. Umgesetzt wird damit, was viele 

Eltern sich lange gewünscht haben: Mehr Zeit fürs Kind zu haben und gleichzeitig ihre 

Chancen im  Beruf zu wahren.  

Für Kinder, die ab dem 1. Juli 2015 geboren 

werden, können Mütter und Väter das neue 

ElterngeldPlus in Anspruch nehmen.  

Wer nach der Geburt weiter arbeiten möchte, 

kann die Bezugszeit des Elterngeldes 

verlängern. Aus einem Elterngeld -Monat 

werden zwei ElterngeldPlus -Monate. Mütter 

wie Väter können somit während der 

Früherziehung parallel in Teilzeit arbeiten. Entscheiden sie sich, zeitgleich mit ihrem Partner 

in Teilzeit zu gehen ï für vier aufeinanderfolgende Monate lang parallel und zwi schen 25 bis 

30 Wochenstunden ï bekommen sie mit dem Partnerschaftsbonus jeweils vier zusätzliche 

ElterngeldPlus -Monate.   

Dieses zentrale Anliegen der SPD wird nun umgesetzt. Ich freue mich, dass Eltern fortan 

eine zusätzliche Möglichkeit erhalten, die ers ten Monate mit ihrem Kind noch individueller 

zu gestalten, ohne ihre Kar rieren zu gefährden. Das sind  Gewinn e für Familien und 

Unternehmen und ein weiterer Schritt zu mehr Flexibilität zwischen Kind und Job.  

 
 

Standards im Handwerk und in den Freien Berufe n erhalten  

Im Rahmen der Transparenzinitiative evaluiert die  Europäische Kommission nationa le 

Regeln des Berufszugangs und der Berufsausü bung. Der Prozess erfolgt ergeb nisoffen, aber 

mit kritischem Blick auf eventuell di skriminierende und marktzugangs -beschränkende 

Regelungen. Mit einem Antrag  betonen die Koalition , dass sich die Prinzipien des 

Handwerks und der Freien Berufe in Deutschland 

bewährt haben. Sie tragen zu hohen 

Qualität sstandards, einem hohen Ausbildungsniveau 

und zum Verbrauche rschutz bei. Dazu gehört  auch 

das bestehende System der Selbstverwaltung un d 

der Kammern. Daher fordert die SPD -

Bundestagsfraktion  die Bundesregierung auf, diese 

Besonderheiten und Errungenschafte n gegenüber 

der EU -Kommission in der Evaluierung besonders 

hervorzuheben und in einem mög lichen 

Vertragsverletzungs verfahren einzubringen.  

http://www.bmfsfj.de/BMFSFJ/familie,did=209870.html
http://dip21.bundestag.de/dip21/btd/18/052/1805217.pdf
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Meister - BAföG weiter stärken  

Das Statistische Bundesamt in Wiesbaden hat  die Förderzahlen der 

Aufstiegsfortbildungsförderung, dem so genannten Meister -BAföG, im Jahr 2014 bekannt 

gegeben. Die nur leicht gestiegene Zahl von nun 172.000 Geförderten unterstreicht die 

Notwendigkeit der Reform dieses Finanzierungsinstruments.  Die v eröffentlichten 

Förderzahlen verdeutlichen, dass eine Reform des Meister -BAföG notwendig ist. Obwohl die 

Beteiligung an Weiterbildung in den vergangenen Jahren gestiegen ist, stagniert die 

Förderung im Bereich des M eister -BAföG. Deshalb setzt sich die SPD -Bundestagsfraktion 

dafür ein, die berufliche Bildung auch auf 

höheren Qualifikationsstufen attraktiver 

machen und damit die Gleichwertigkeit der 

beruflichen und akademischen Bildung 

stärken.   

Die Attraktivi tät des Meister -BAföG soll  vor 

allem durch substanziell verbesserte 

Förderbedingungen des Zuschussanteils 

beim  sogenannten  Maßnahme -Beitrag 

erreicht werden . Zudem muss der 

Zuschussanteil beim Unterhaltsbeitrag 

deutlich erhöht werden ï auf mindestens 50 

Prozent. Die meist weit fortg eschrittene Lebenssituation der förderwilligen Fachkräfte soll 

angemessen berücksichtigt werden, und deshalb sollen familienbezogene Instrumente 

erkennbar ausgebaut werden. Aber auch der Zugang zur Förderung für 

Bachelorabsolventen soll mit entsprechender Berufserfahrung vereinfacht werden. Aufstieg 

durch Bildung soll durch eine deutlich attraktivere Weiterbildungsförderung für immer mehr 

Mens chen das erreichbare Ziel sein.   

 

 

Integrationsbetriebe fördern  

Bundesweit beschäftigen rund 800 Integrationsbetrie be 22.500 Menschen, davon etwa 

10.500 Menschen mit Behinderung. Ziel  ist es, weitere sozialversiche rungspflichtige 

Beschäftigung für Menschen mi t Behinderung auf dem ersten Ar beitsmarkt zu schaffen. 

Deshalb fordern die Koalitionsfraktionen  die Bundesregierung auf, die Wettbewer bsfähigkeit 

der Integrationspro jekte zu stärken, die Leistungsfähigkeit der Integrationsämter zu 

verbessern und mehr Plätze in Integrationsbetrieben durch die Bereitstellung von 150 Mio. 

Euro in den nächsten drei Jahr en aus Mitteln des Ausgleichsfonds zu schaffen.  
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Wohngeld erhöhen, soziale Mischung der Städte erhalten  

 

Mit dem Gesetzentwurf zur Re form des Wohngeldrechts wurde  in dieser Woche in 2./3. 

Lesung die Erhöhung des Wohngeldes  zur Entlastung von Haushalten mit geringem 

Einkommen  beraten . Damit wird das Wohngeld an die Mieten -  und Einkommens -

entwicklung angepasst. Künft ig werden die Warmmie ten statt der Kaltmieten 

berück sichtigt. Hiervon profitieren rund 870.000 Haushalte, 90.000 Haushalte waren bisher 

auf Leistungen aus der Grundsicherung angewiesen. Demnächst erhalten mehr Menschen 

und jeder Einzelne auch deutlich mehr  Wohngeld. Vor allem in Ballungs räumen und 

Universitätsstädten geraten Mieter 

durch steigende Mieten und knapper 

werdendem Wohnraum unter 

finanziellen Druck. Durch die regionale 

Staffelung steigt das Wohngeld stärker 

in Gebieten mit überd urchschnittlichen 

Mietsteigerun gen.  Im 

parlamentarischen Verfahren ist eine 

Einigun g gelungen, wonach die 

Höchstbe träge für Miete und Belastung, 

die Mietenstufen und die Höhe des 

Wohngeldes alle zwei Jahre beginnend 

zum 30. Juni 2017 zu überprüfen sind.  

 

 

Mittelstand und Existenzgründer von Bürokratie entlasten  

Mit dem geplanten Bürokratieentlastungsgesetz sollen Maßnahmen zur Entlastung 

insbesondere kleiner und mittelständischer Unternehmen von bürokra tischen Pflich ten 

umgesetzt werden. Dazu gehören insbe sond ere Schwellenwerte für verschie dene 

Statistikgesetze und Aufzeichnungspflichten, sodass mehr kleine Unternehmen und 

Existenzgrüner als bisher von statistischen Me ldepflichten befreit werden. Au ßerdem 

werden im Steuerrecht Pauschalieru ngsgrenzen angehob en und Mittei lungspflichten 

reduziert. Insgesamt soll damit die Wirtschaft um rund 744 Mio. Euro pro Jahr entlastet 

werden. Flankiert wird das B¿rokratieentlastungsgesetz von einer ĂOne in, one outñ-

Regelung, die das Kabinett auf untergesetzlicher Ebene er lassen hat. Damit soll erreicht 

werden, dass der Erfüllungs aufwand aus gesetzlichen Pflich ten insgesamt nicht weiter 

steigt.  

 

http://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2015/kw27_ak_wohngeld/379894
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Zentrales Ziel ist die Stärkung der ländlichen Räume  

Schon Mitte Juni hat der Bundestag den 

Agrarpolitischen Bericht der 

Bundesregierung debattiert.   

Der Bericht  wird dem Parlament alle vier Jahre 

vorgelegt. Er beschreibt die agrarpolitischen 

Weichenstellungen, Ziele und geplante 

Maßnahmen, und er gibt einen Überblick über 

die Lage der deutschen Landwirtschaft.  

ĂDas agrarpolitische Leitbild der 

Bundesregierung umfasst attraktive, lebenswerte und vitale ländliche Räume und eine 

nachhaltige, ökologisch verantwortbare, ökonomisch leistungsfähige und multifunktional 

ausgerichtete Land - , Forst - , und Fischereiwirtschaft. La ndwirtschaftliche Familienbetriebe 

und Unternehmen mit bäuerlicher Wirtschaftsweise entsprechen diesem Leitbild in 

besonderer Weise. Sie sind für eine Entwicklung der ländlichen Regionen und den 

gesellschaftlichen Zusammenhalt von großer Bedeutung. Die deu tsche Land -  und 

Ernährungswirtschaft erzeugt sichere, gesunde und bezahlbare Lebensmittel und leistet 

ihren Beitrag zur Sicherung der Welternährung. Sie trägt daneben zur Versorgung mit 

erneuerbaren Energien und nachwachsenden Rohstoffen beiñ, heiÇt es im Bericht.   

Ein zentrales Ziel der Bundesregierung ist die Stärkung der ländlichen Räume. Sie sollen 

leistungsfähig bleiben und den Herausforderungen des demografischen Wand els Rechnung 

tragen. Es müssen mehr Anreize geschaffen  werden , damit junge Menschen in den 

ländlichen Räumen Lebensperspektiven entwickeln 

können und um das lokale bürgerschaftliche 

Engagement zu fördern. Wichtig ist , dass in einem 

integrierten Politikansatz sowohl die Förderung der 

Landwirtschaft als auch die Politik der Entwicklung 

der Ländlichen Rä ume besser aufeinander 

abgestimmt wird.  

Die SPD -Bundestagsfraktion setzt sich für  mehr 

Engagement für das Tierwohl in der Landwirtschaft 

ein. Dazu gehörten tiergerechtere Haltungssysteme, mehr Hygiene im Stall und ein 

besseres Management in d er Produktion . Vor allen Dingen müssen die Stallbausysteme an 

die Tiere an gepasst werden ï und nicht umgekehrt . 

http://www.spdfraktion.de/themen/bundestag-debattiert-agrarpolitischen-bericht-2015
http://www.spdfraktion.de/themen/bundestag-debattiert-agrarpolitischen-bericht-2015
http://www.spdfraktion.de/themen/bundestag-debattiert-agrarpolitischen-bericht-2015
http://www.bmel.de/SharedDocs/Downloads/Broschueren/Agrarbericht2015.pdf?__blob=publicationFile
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Girls Day  

 

Diese s Jahr  war  Inga Püschel aus Lünen nach Berlin gekommen, um im Rahmen des 

zweitªgigen Girlsó Days das Parlament kennenzulernen. Nach der Begrüßung durch die 

Parlamentarische Geschäftsführerin Petra Ernstberger  standen das Planspiel 

ñPolitikParcourñ auf dem Programm, das Einbringen eines Gesetzentwurfs und weitere 

spannende Diskussionen wie beispielsweise zum Thema ñFrauen (M)acht Politik!ñ mit 

Abgeordneten der SPD -Bundestagsfraktion. Ich hatte an beiden Tagen die Gelegenheit, mit 

Inga direkt zu sprechen und ihre 

Fragen zu beantworten.  

Die S PD-Bundestagsfraktion beteiligt 

sich jedes Jahr am bundesweiten 

Girlsó Day und leistet einen wichtigen 

Beitrag für mehr 

Chancengerechtigkeit von Mädchen 

und Frauen in der Ausbildung und im 

Erwerbsleben. Auch im nächsten Jahr 

wird es wieder einen Aufruf auf  meiner 

Homepage dazu geben.  

 

CDU in NRW muss Klarheit bei Fracking schaffen  

Einer Expertenkommission, die über kommerzielles Fracking entscheidet, werde ich nicht 

zustimmen . Der Deutsche Bundestag wird erst nach der Sommerpause über den 

Gesetzentwurf zum Fracking entscheiden. Grund ist das Beharren der Union auf einer 

Expertenkommission, die anstelle des Parlaments eine Entscheidung über die Anwendung 

von Fracking treffen soll. Die Landes -SPD mit Hannelore Kraft an der Spitze hat sich 

gemeinsam mit der NRW -Landesgruppe in der SPD -Bundestagsfraktion klar gegen Fracking 

positioniert. Fracking ist eine heute nicht zu verantwortende Risikotechnologie. Der Schutz 

von Trinkwasser und Gesundheit hat absolute Priorität gegenüber wirtschaftlichen 

Interessen.  

Die CDU  dagegen spricht mit gespaltener Zunge. Vor Ort in den Wahlkreisen und auf 

Landesebene ist sie manchmal gegen Fracking. Doch die zentralen sogenannten Verhandler 

aus Reihen der NRW -CDU in Berlin sind stramm auf Pro -Fracking -Kurs und wollen eine 

Expertenkom mission ïdie von CDU -Kanzleramtsminister Peter Altmaier erdacht wurde ï

anstelle des Bundestages über kommerzielle Fracking -Projekte entscheiden lassen. Über 

die Risikotechnologie Fracking kann nur der demokratisch legitimierte Bundestag 

entscheiden. Die vo n der CDU erdachte Altmaier -Kommission wäre ein demokratischer 

Sündenfall.   


